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(Fr. 10197.) Geſetz, betreffend e e zur Verhütung von Hochwaſſergefahren in der 
Provinz Schleſien. Vom 3. Juli 1900. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie für 
die Provinz Schleſien, was folgt: 
Sale 

Die Lauſitzer Neiße, der Bober, die Katzbach, die Weiſtritz, die Glatzer 
Neiße und die Hotzenplotz ſind, ſoweit ſie zur Provinz Schleſien gehören und 
nicht ſchiffbar ſind, mit denen Zuflüſſen, welche in dem Plane für den 
erſtmaligen Ausbau (F. 3) Berückſichtigung finden, zur Verhütung von Hoch— 
waſſergefahren nach den ch dieſes Geſetzes auszubauen und zu unter- 
halten. 


Abſchnitt J. 
Ausbau. 
F. 2. 

Unter Ausbau find vorzugsweiſe zu verſtehen Maßnahmen zur ordnungs- 
mäßigen Herſtellung des Bettes und der Ufer des Waſſerlaufs, ſoweit ſie zur 
regelmäßigen Hochwaſſerabführung ſowie zur Verhinderung der Geſchiebebildung 
erforderlich ſind, ſowie zur nothwendigen Freilegung des für den regelmäßigen 
Hochwaſſerabfluß weſentlichen Gebiets (des Hochwaſſerabflußgebiets? und ge- 
eigneten Falles die Errichtung von Anlagen zur Zurückhaltung des Waſſers. 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. Juli 1900. 
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F. 3. 


Der erſtmalige Ausbau erfolgt durch den Provinzialverband nach einem 
zwiſchen ihm und dem Staate für jeden Flußlauf zu vereinbarenden Plane. In 
dem Plane iſt auch über den Beginn, das Fortſchreiten und die Beendigung 
des Ausbaues Beſtimmung zu treffen. 

Zu einem weiteren Ausbau iſt der Provinzialverband befugt, aber nicht 
verpflichtet. 

$. 4. 


Die Sonderpläne für den Ausbau ſind von dem Provinzialverband auf 
zuſtellen und vor ihrer Ausführung dem Oberpräſidenten zur Genehmigung 
vorzulegen. 

el 

Der Oberpräſident hat die Sonderpläne (J. 4) durch die Kreisblätter der 
jenigen Kreiſe ſowie in ortsüblicher Weiſe in denjenigen Gemeinden und Guts- 
bezirken öffentlich bekannt zu machen, in deren Bezirk der Ausbau geplant ift 
oder eine Aenderung des gewöhnlichen Waſſerſtandes oder Waſſerablaufs zur 
Folge hat. Darüber, ob die letztere Vorausſetzung zutrifft, entſcheidet auf Grund 
der Sonderpläne der Oberpräſident. | 

6 


Die Bekanntmachung muß unter Hinweis auf den Ort, wo von den 
Erläuterungen und Zeichnungen Einſicht genommen werden kann, den Zeitpunkt 
bezeichnen, bis zu welchem Einwendungen gegen den Plan bei der in der 
Bekanntmachung zu bezeichnenden Behörde angebracht werden können. Für die 
Einwendungen ſoll mindeſtens eine Friſt von ſechs Wochen nach der Veröffent— 
lichung im Kreisblatte freigelaſſen werden. Zur Erhebung von Einwendungen 
ift auch die Intereſſentenvertretung (F. 40) berechtigt. 


§. 7. 
Die Einwendungen ſind mit den Betheiligten zu erörtern. Das Ergebniß 
der Erörterung iſt von der damit betrauten Behörde zu begutachten. 


$. 8. 

Die Entſcheidung über die Einwendungen und die Feſtſtellung des Planes 
erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 

Die erfolgte Feſtſtellung des Planes ift unter Bezeichnung des Ortes, 
wo von ihm Einſicht genommen werden kann, gemäß F. 5 öffentlich bekannt 
zu machen. 

§. 9. 

Bei der Ausführung ſind unweſentliche Abweichungen von dem feſtgeſtellten 
Plane mit Genehmigung des Oberpräſidenten zuläſſig. Bei weſentlichen Ab⸗ 
weichungen finden die § . 5 bis 8 Anwendung. 


$. 10. 
Auf den Ausbau finden die $$. 3 bis 11, 13 und 14 des Geſetzes, be- 
treffend die Befugniſſe der Strombauverwaltung gegenüber den Uferbeſitzern an 
. V 20. Auguft 1883 (Geſetz-Samml. S. 333) 
öffentlichen Flüſſen, Pant 31. Mai 1884 (Gefe-Samml. ©. 303) 
gaben entſprechende Anwendung: 

1. die der Strombauverwaltung beigelegten Befugniſſe ſtehen dem Pro⸗ 
vinzialverbande zu; 

2. die Befugniſſe des Provinzialverbandes greifen gegenüber den Eigen⸗ 
thümern und Nutzungsberechtigten ſämmtlicher im Ueberſchwemmungs⸗ 
gebiete belegener Grundſtücke, ſoweit fie nicht bebaut find, Platz; 

3. die Beſtimmungen der §§. 3 und 4 über Einräumung von Grund 
und Boden gelten auch für die Förderung und Ablagerung von 
Aushub; 

4, die ebendaſelbſt gegebenen Beſtimmungen über die Entnahme von Erde 
greifen auch bei der Entnahme von anderen Baumaterialien Platz); 

5. die Beſtimmungen des $. 10 über die Bepflanzung von Ufergrund— 
ſtücken gelten auch für die Beraſung; 

6. zur Ausübung der Befugniſſe des Provinzialverbandes find die von 

dem Landeshauptmanne zu beſtimmenden höheren techniſchen Beamten 
an Stelle der ſtaatlichen Lokalbaubeamten zuſtändig. Gegen ihre An— 
ordnung findet unbeſchadet der im $. 4 vorgeſehenen Anrufung des 
Landraths binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den Oberpräſi— 
denten ſtatt; 

7. die Beſtimmungen des F. 5 über die Ausübung des Jagdrechts finden 
auf die Ausübung des Fiſchereirechts ſinngemäße Anwendung; 

8. an Stelle des Kreisausſchuſſes tritt in den Fällen der $$. 6 und 9 
der Bezirksausſchuß. 


mit folgenden Maß⸗ 


F. 11. 
Im Uebrigen finden auf die im Intereſſe des Ausbaues erfolgende Ent- 
ziehung und Beſchränkung des Grundeigenthums oder der Rechte am Grund— 
eigenthume die ſonſt für die Enteignung geltenden Beſtimmungen Anwendung. 


$. 12. 

Auf Grund von Privatrechten kann weder der Ausführung des Planes 
widerſprochen, noch die Beſeitigung ausgeführter Anlagen, ſondern nur die Her⸗ 
ſtellung von Einrichtungen, welche die benachtheiligende Wirkung ausſchließen, 
gefordert werden. Auf ihre Herſtellung finden die $$. 10 und 11 Anwendung. 

Wo ſolche Einrichtungen mit den ausgeführten Anlagen unvereinbar oder 
wirthſchaftlich nicht gerechtfertigt ſind, iſt Schadenerſatz zu gewähren. Ueber 
Streitigkeiten beſchließt der Bezirksausſchußs. Gegen den Beſchluß ſteht, ſoweit 
es ſich um die Höhe der Entſchädigung handelt, binnen 90 Tagen nach der 
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Zuſtellung den Betheiligten die Beſchreitung des Rechtswegs zu. Falls gegen 3 
den fonftigen Inhalt des Beſchluſſes Beſchwerde eingelegt ift, läuft die Friſt erſt 
vom Tage der Zuſtellung der auf die Beſchwerde ergehenden Verfügung. 


ç ar 
Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Veränderung der Vorfluth, wegen Cr 
ſchwerung. der Unterhaltungslaſt auf anderen Flußſtrecken und wegen vorüber 
gehender Beeinträchtigung von Waſſernutzungsrechten kann nur dann erhoben 
werden, wenn der Ausbau eine weſentliche Aenderung des gewöhnlichen Waſſer— 
ſtandes oder Waſſerablaufs herbeigeführt hat. 


Abſchnitt II. 


Unterhaltung. 
$. 14. 

Die Pflicht zur Unterhaltung der im F. 1 bezeichneten Waſſerläufe geht 
in ihrem ganzen Umfang auf den Provinzialverband über, und zwar: 

1. bezüglich der einzelnen, nicht auszubauenden Strecken nach Aufſtellung 

des Entwurfs eines Beitragskataſters (YY. 32 und 33), ſpäteſtens aber 
zwei Jahre nach dem planmäßigen Beginne des Ausbaues (F. 3 Abſ. 1); 

2. bezüglich der einzelnen ausgebauten Strecken ſowie der übrigen plan— 

mäßigen Anlagen nach ihrer dauerhaften Fertigſtellung. 

Den Tag des Ueberganges beſtimmt der Oberpräſident nach Anhörung 
der Intereſſentenvertretung (§. 40) und des Provinzialausſchuſſes. Gegen die 
Entſcheidung des Oberpräfidenten ſteht beiden innerhalb ſechs Wochen die Be 
ſchwerde an die zuſtändigen Miniſter zu. 

Während der Bauzeit erfolgt die Unterhaltung der planmäßigen Arbeiten 
aus dem Baufonds (FJ. 28). ! 

K 15 

Die Unterhaltungspflicht ($. 14) umfaßt die ordnungsmäßige Inſtand⸗ 
haltung des beim Ausbaue hergeſtellten Zuſtandes und, ſoweit es zur Sicherung, 
Erhaltung und Wiederherſtellung der Vorfluth erforderlich iſt, die Inſtand— 
haltung des Waſſerlaufs und ſeiner Ufer. 

Sie kann durch Obſervanz, Verjährung oder privatrechtliche Verfügung 
weder aufgehoben noch geändert werden. 


$. 16. 

Soweit bei dem Ausbau an bereits vorhandenen Anlagen (Deichen, Schleuſen, 
Wehren, Brücken und dergleichen) Aenderungen, Um- oder Erweiterung 
bauten ausgeführt werden, verbleibt die Unterhaltung dieſer Anlagen den bisher 
dazu Verpflichteten. Doch iſt der Provinzialverband gehalten, für eine etwaige 
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Vermehrung der Unterhaltungslaſt Entſchädigung zu gewähren, die nach ſeinem 
Ermeſſen in einer einmaligen Kapitalsabfindung oder in einer Jahresrente be— 
ſtehen kann. Bei Bemeſſung dieſer Entſchädigung iſt der durch eine beſſere Her— 
ſtellung der Anlagen erwachſene Vortheil anzurechnen. 


sel, 

Im Hochwaſſerabflußgebiete (88. 2 und 24) haben die Grundſtücksbeſitzer 
auf Anordnung der Waſſerpolizeibehörde ($. 26), ſoweit es zur Hochwaſſer— 
abführung erforderlich iſt, wildwachſende Bäume und Sträucher ohne Anſpruch 
auf Entſchädigung abzuholzen, oder ſich die Abholzung auf ihre Koſten gefallen 
zu laffen (§. 42). Pflanzungen dürfen nur mit Genehmigung der Waſſer— 
polizeibehörde angelegt werden. Sie hat vor Ertheilung der Genehmigung den 
Provinzialberband zu hören. 

$. 18. 

Für eine vorübergehende Beeinträchtigung von Waſſernutzungsrechten durch 
Arbeiten, welche in Erfüllung der Unterhaltungspflicht mit thunlichſter Schonung 
fremder Rechte ausgeführt ſind, kann Entſchädigung nicht gefordert werden. 


8 

Die Anlieger haben ſich einer Benutzung des Ufers, welche die Unter— 
haltungslaſt der Provinz zu erſchweren geeignet iſt, zu enthalten. 

Anlagen am Ufer eines Waſſerlaufs, durch welche deſſen Unterhaltung 
erſchwert wird, dürfen nur gegen Entſchädigung des Provinzialverbandes ange- 
bracht werden und unterliegen, ſoweit ſie nach den beſtehenden Geſetzen noch nicht 
genehmigungspflichtig find, der Genehmigung der Waſſerpolizeibehörde ($. 26). 


520. 

Ueber Streitigkeiten in den Fällen der §§. 16, 18 und 19 beſchließt der 
Bezirksausſchuß. Gegen den Beſchluß ſteht, ſoweit es ſich um die Höhe der 
Entſchädigung handelt, binnen 90 Tagen nach der Zuſtellung den Betheiligten 
die Beſchreitung des Rechtswegs zu. Falls gegen den ſonſtigen Inhalt des 
Beſchluſſes Beſchwerde eingelegt iſt, läuft die Friſt erſt vom Tage der Zuſtellung 
der auf die Beſchwerde ergehenden Verfügung. 


F. 21. 
Für die in Erfüllung der Unterhaltungspflicht unternommenen Arbeiten finden 
die Beſtimmungen der $$. 10 und 11 entſprechende Anwendung. 


§. 22. 
Wenn durch Eisgang, Ueberſchwemmung, Einſturz von Baulichkeiten oder 
fonftige außergewöhnliche Exeigniſſe Waſſergefahr entſteht, zu deren Beiſeitigung 
augenblickliche Vorkehrungen erforderlich ſind, ſo ſind, ſofern es ohne erhebliche 
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eigene Nachtheile geſchehen kann, alle benachbarten Gemeinden und Gutsbezirke, 
auch wenn fie nicht bedroht find, verpflichtet, auf Anordnung der Ortspolizei⸗ 
behörden oder der Waſſerpolizeibehörden ($. 26) die erforderliche Hülfe durch 
Hand- und Spanndienſte ſowie durch Lieferung von Materialien und Geſpannen 
zu leiſten. Dabei find die Anordnungen der techniſchen Aufſichtsbeamten des 
Provinzialverbandes zu befolgen. 

Den nicht bedrohten Gemeinden und Gutsbezirken iſt für die Lieferung 
von Materialien und Geſpannen, auf Anſuchen auch für die Leiſtung von Hand- 
und Spanndienſten, nach billigem Ermeſſen Vergütung ſeitens des Unterhaltungs⸗ 
pflichtigen zu gewähren. Im Streitfalle beſchließt der Bezirksausſchuß, ob und 
gegebenen Falles in welcher Höhe Entſchädigung zu leiſten iſt. Gegen den 
Beſchluß ſteht hinſichtlich der Höhe der Entſchädigung für die Lieferung von 
Materialien und Geſpannen binnen 90 Tagen nach der Zuſtellung den Betheiligten 
die Beſchreitung des Rechtswegs zu. 


Abſchnitt III. 


Aufſicht. 
9. 23 
Der Ausbau und die Unterhaltung ift der Aufſicht des Staates unter- 
worfen. Die allgemeine Aufficht führt der Oberpräſident. Er iſt befugt, die 
Regierungspräſidenten mit Anweiſung zu verſehen. 


$. 24. 

Der Oberpräſident iſt befugt, ſich jederzeit in der ihm geeignet erſcheinen— 
den Weiſe von dem Stande und Fortgange des Ausbaues ſowie von dem Unter— 
haltungszuſtande Kenntniß zu verſchaffen, auch nach Anhörung der Intereſſenten— 
vertretung ($. 40) und des Provinzialausſchuſſes Anordnungen über regelmäßige 
Schauung der Waſſerläufe und über die Abgrenzung des Hochwaſſerabflußgebiets 
($. 2) zu treffen. 

Er iſt befugt, zum Zwecke der Verhütung von Hochwaſſergefahren nach An— 
hörung der Intereſſentenvertretung (F. 40) mit Zuſtimmung des Provinzialraths 
Polizeiverordnungen für die Flußläufe, für deren Quell- und Hochwaſſerabfluß⸗ 
gebiet und für gefährdete Ufergrundſtücke zu erlaſſen, insbeſondere Bauten und 
Pflanzungen auf letzteren ſowie erforderlichen Falles auch Bauten im Ueber 
ſchwemmungsgebiete von der Genehmigung der Waſſerpolizeibehörde abhängig 
zu machen. 

§. 25. 

Der Provinzialverband hat nach Anhörung der Intereſſentenvertretung (F. 40) 
einen einheitlichen Unterhaltungsplan aufzuſtellen, welcher der Feſtſtellung durch 
den Oberpräſidenten bedarf. ; 


$. 26. 

Waſſerpolizeibehörde ift bei den den Vorſchriften dieſes Geſetzes unter- 
liegenden Waſſerläufen der Landrath, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde. 

Der Landrath ift befugt, als Waſſerpolizeibehörde auch für einzelne Theile 
des Kreiſes Polizeiverordnungen zu erlaſſen. 

Vor dem Erlaſſe von Polizeiverordnungen foll die Waſſerpolizeibehörde die 
Intereſſentenvertretung ($. 40) hören. 

Vor dem Erlaß allgemeiner Anordnungen anderer Art foll die Waſſer— 
polizeibehörde — abgeſehen von Fällen, welche keinen Aufſchub zulaſſen — die 
Intereſſentenvertretung hören. Stimmt dieſe nicht zu, ſo entſcheidet auf ihren An— 
trag der Regierungspräſident. 

F. 27. 

Gegen Verfügungen des Oberpräſidenten findet innerhalb zwei Wochen, 
ſofern nicht in dieſem Geſetz eine längere Friſt vorgeſchrieben iſt, die Beſchwerde 
an die zuſtändigen Miniſter ſtatt. 


Abſchnitt IV. 
Koſten. 
$. 28. 

Zu den Koſten des erſtmaligen Ausbaues (F. 3 Abſ. 1) trägt der Staat 
vier Fünftel bis zum Höchſtbetrage von 31 312.000 Mark, der Provinzialver— 
band ein Fünftel bis zum Höchſtbetrage von 7 828 000 Mark bei. Von dieſen 
Beträgen ſind nicht mehr als 12 500 000 Mark für Herſtellung von Hoch- und 
Nutzwaſſerbecken ($. 43 Abſ. 2) zu verwenden. 


a 

Die dem Provinzialverbande durch die Unterhaltung erwachſenden Koften, 
einſchließlich derjenigen, die für Flußaufſeher und ſonſtige bei der Unterhaltung 
des einzelnen Waſſerlaufs ſtändig an Ort und Stelle verwendete niedere 
Techniker entſtehen, ſind von denjenigen aufzubringen, die an einer ordnungs⸗ 
mäßigen Unterhaltung des Waſſerlaufs und ſeines Hochwaſſerabflußgebiets ein 
Intereſſe haben. 

Hierzu gehören insbeſondere die Beſitzer der Ufergrundſtücke ſowie aller 
Grundſtücke, Baulichkeiten und ſonſtigen Anlagen in dem Gebiete, welches das 
Waſſer bei der höchſten Ueberſchwemmung einnimmt. 


$. 30. 

Unter dieſen Intereſſenten hat die Vertheilung der Koſten nach dem Ber- 
hältniſſe des dem Einzelnen aus der ordnungsmäßigen Unterhaltung des Waſſer⸗ 
laufs und ſeines Hochwaſſerabflußgebiets erwachſenden Vortheils zu erfolgen. Als 
Vortheil ift auch der Fortfall der bisherigen Unterhaltungspflicht anzurechnen, 
ſoweit nicht für dieſen Fortfall gemäß F. 41 Entſchädigung geleiſtet wird. 
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Etwaige Ueberſchüſſe, welche bei der Unterhaltung eines Flußlaufs ($.1) 
aus den nach dem Kataſter ($. 31) zu erhebenden Beiträgen in einem Rechnungs-. 
jahre ſich ergeben, ſind zur Ermäßigung dieſer Beiträge in den nächſten Jahren 
zu verwenden. 

Saal. 

Zur Feſtſetzung dieſes Vertheilungsmaßſtabs ift für jeden Waſſerlauf ein 
Kataſter aufzuſtellen, in welchem die betheiligten Grundſtücke, Baulichkeiten und 
Anlagen einzeln aufzuführen und zu bewerthen ſind. 

Das Kataſter hat die erforderliche Zahl von Beitragsklaſſen nachzuweiſen 
und anzugeben, wie hoch die Beiträge der einzelnen Klaſſen im Verhältniſſe zu 
einander zu bemeſſen ſind. 

Bei der Einſchätzung in die Beitragsklaſſen iſt unter Anderem das verſchiedene 
Maß der Ueberſchwemmungsgefahr, der für Waſſertriebswerke und andere 
Anlagen ſowie für deren Unterhaltungspflichtige durch die ordnungsmäßige Unter- 
haltung des Flußbetts und den dadurch herbeigeführten gleichmäßigeren Zulauf 
des Waſſers erwachſende Vortheil, ferner die verſchiedene Benutzung der Grund- 
ſtücke, Baulichkeiten und Anlagen, der verſchiedene Umfang der bei nicht ord— 
nungsmäßiger Unterhaltung des Waſſerlaufs und ſeines Hochwaſſerabflußgebiets 
gefährdeten Werthe auch der Umfang der bisherigen Unterhaltungspflicht zu 
berückſichtigen. 

F. 32. 

Das Kataſter iſt unter Zuziehung geeigneter Sachverſtändigen und der 
Intereſſentenvertretung (F. 40) von dem Provinzialverband aufzuſtellen und ſechs 
Wochen lang auszugsweiſe in dem Amtszimmer der Vorſteher der betheiligten 
Gemeinden und Gutsbezirke öffentlich auszulegen. Der Beginn und die Dauer 
der Auslegung iſt ortsüblich, außerdem durch die Kreisblätter bekannt zu machen. 


9 
3 9 


Der Provinzialverband ift befugt, bereits auf Grund des von ihm auf 
geſtellten Kataſterentwurfs die von den Betheiligten aufzubringenden Unter⸗ 
haltungskoſten ($. 29) einzuziehen. Macht er von dieſer Befugniß Gebrauch, ſo 
iſt er verpflichtet, nach endgültiger Feſtſtellung des Kataſters in ſolchen Fällen, 
in denen dasſelbe Verſchiedenheiten der Beitragsleiſtung gegenüber dem Entwurf 
enthält, eine Ausgleichung herbeizuführen. 


2 
5 


$. 34. 

Einwendungen gegen das Kataſter müſſen innerhalb der Friſt von ſechs 
Wochen (F. 32) bei Vermeidung des Ausſchluſſes ſchriftlich bei dem Landrath, 
in Stadtkreiſen bei dem Magiſtrat, angebracht werden. Nach Ablauf der Friſt 
hat der Landrath (Magiſtrat) die Abänderungsanträge dem Provinzialverbande 
vorzulegen, welcher die erhobenen Einwendungen unter Zuziehung des Beſchwerde⸗ 
führers, erforderlichen Falles durch Sachverſtändige, unterſuchen läßt. Sind beide 
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Theile mit dem Ergebniſſe der Unterſuchung einverſtanden, ſo wird das Kataſter 
demgemäß feſtgeſtellt, und der Provinzialverband trägt die Koſten des Verfahrens. 
Anderenfalls ſind die Verhandlungen dem Provinzialrathe zur endgültigen Ent⸗ 
ſcheidung vorzulegen. Die Koſten fallen dem unterliegenden Theile zur Laſt. 


g K. 35. 

Im Falle einer Parzellirung ſind auf Antrag des Betheiligten die nach 
dem Kataſter auf das geſammte Grundſtück entfallenen Beiträge auf die Trenn⸗ 
ſtücke nach Maßgabe des Vortheils durch den Provinzialverband zu vertheilen. 
Auch bei weſentlichen Aenderungen in der Benutzung eines Grundſtücks, in dem 
Werthe eines Gebäudes oder einer Anlage hat eine Berichtigung des Kataſters 
durch den Propinzialverband ſtattzufinden. 

Gegen die Entſcheidung iſt binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den 
Provinzialrath zuläſſig, der endgültig entſcheidet. 


$. 36. 
Der Provinzialverband iſt jederzeit befugt, eine Reviſion des Kataſters 
vorzunehmen. 
Der Oberpräſident iſt jederzeit befugt, eine ſolche Reviſion anzuordnen. 
Auch ift die Intereſſentenvertretung (§. 40) berechtigt, eine Reviſion wegen 
weſentlicher Veränderungen zu fordern. 


$. 37. 
Die nach dem Kataſter zu leiſtenden Beiträge ſtehen den öffentlichen Mb- 
gaben gleich. 
5.38 
Für jeden Waſſerlauf (F. 1) wird ein Sicherheitsfonds zur Beſtreitung 
außergewöhnlicher Koſten der Unterhaltung aus Beiträgen gebildet, welche auf 
Grund des Kataſters ausgeſchrieben werden. Die dazu alljährlich einzuziehende 
Summe wird nach Anhörung der Intereſſentenvertretung ($. 40) mit Genehmigung 
des Oberpräſidenten von dem Provinzialausſchuſſe feſtgeſetzt. Gegen die eft- 
ſetzung ſteht der Intereſſentenvertretung die Beſchwerde an die zuſtändigen Miniſter 
zu. Die Beiträge ſind nur inſoweit zu erheben, als der Sicherheitsfonds nicht 
zehn vom Hundert der für den erſtmaligen Ausbau des Waſſerlaufs ($. 1) auf 
gewendeten Summe überſteigt. Der Provinzialausſchuß iſt befugt, den Sicher⸗ 
heitsfonds durch eigene Mittel des Provinzialverbandes zu verſtärken. 
Der Sicherheitsfonds iſt mündelſicher anzulegen. 
Ueber die Verwendung des Sicherheitsfonds gemäß Abſ. 1 beſchließt der 
Provinzialausſchuß nach Anhörung der Intereſſentenvertretung. 
Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des Oberpräſidenten. 
39: 
In Fällen der Ueberbürdung der Verpflichteten ($. 29 Abf. 1) hat der 
Provinzialverband einzutreten und den entſprechenden Theil der kataſtermäßigen 
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Jahresbeiträge aus eigenen Mitteln zu decken. Darüber, ob eine Ueberbürdung 
vorliegt, beſchließt der Provinzialausſchuß nach Anhörung der Intereſſentenvertretung 
(F. 40). 
Gegen den Beſchluß findet innerhalb ſechs Wochen die Beſchwerde an die 
zuſtändigen Miniſter ſtatt. 
Zur Einlegung der Beſchwerde iſt auch die Intereſſentenvertretung befugt. 
Sofern ein Eintreten des Provinzialverbandes erforderlich wird, iſt er be— 
rechtigt, die Hälfte der innerhalb der einzelnen Kreiſe übernommenen Summe 


* 


von den betheiligten Kreiskommunalverbänden als Vorausleiſtung einzuziehen. 


Abſchnitt V. 


Schlußbeſtimmungen. 
$. 40. 

Der Provinzialverband hat durch Statut für jeden Waſſerlauf ($. J), 
erforderlichen Falles auch für einzelne Zuflüſſe, eine Vertretung der Intereſſenten 
($. 29) einzuſetzen, welche bei dem Ausbau und der Unterhaltung des Waſſerlaufs 
mitzuwirken hat. 

Ueber die Wahl, die Zuſammenſetzung und die Befugniſſe der Intereſſenten— 
vertretung iſt in dem Statute mit folgender Maßgabe Beſtimmung zu treffen: 
Die Mitglieder find von den Kreistagen der betheiligten Kreiſe in der Weiſe zu 
wählen, daß auf jeden Kreis mindeſtens drei Vertreter entfallen. Im Uebrigen 
wird die Zahl der von den Kreiſen zu wählenden Vertreter nach der Länge der 
für die Unterhaltung in Betracht kommenden Flußſtrecken vertheilt. Für die 
Mitwirkung bei ſolchen Angelegenheiten, welche nicht das ganze Flußgebiet bes 
treffen, iſt die Intereſſentenvertretung in Gruppen einzutheilen. 


F. 41. 

Soweit nicht bereits gemäß $. 31 eine Bewerthung in dem Kataſter ſtatt⸗ 
findet, hat der Provinzialverband nach billigem Ermeſſen und in Gemäßheit der 
bisherigen Verpflichtungen Entſchädigung zu fordern: 

1. von den zur dauernden Unterhaltung eines Fluſſes oder Flußtheils auf 
Grund beſonderer öffentlich -rechtlicher Titel oder des Auenrechts Ber 
pflichteten, i 
von denjenigen Anliegern und ſonſtigen Grundbeſitzern, welchen beſondere 
öffentlich-rechtliche Verpflichtungen zur Unterhaltung und Freilegung 
der Ufer oder zur Freilegung des Hochwaſſerabflußgebiets (Y. 2) vor 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes oblagen. 

Ausgenommen hiervon find die auf Grund des Geſetzes vom 1. April 1879 
(Geſetz-Samml. S. 297) gebildeten öffentlichen Waſſergenoſſenſchaften und die— 
jenigen Kreiſe, welche, ohne dazu verpflichtet zu ſein, die Unterhaltung nicht 
ſchiffbarer Flüſſe übernommen haben. 
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Die nach Abſ. 1 zu leiſtende Entſchädigung ift in einer halbjährlich im 
voraus zu zahlenden Geldrente zu entrichten, welche von dem dazu Verpflichteten 
zum fünfundzwanzigfachen Betrage baar abgelöſt werden kann. 

Das Ablöſungskapital ift vom Provinzialverbande mündelſicher anzulegen 
und geſondert für jeden Waſſerlauf ($. 1) zu verwalten. 

Ergeben die in Rente gezahlte Entſchädigung oder die Zinſen des Ablöſungs— 
kapitals einen Ueberſchuß über die Koſten der laufenden Unterhaltung des Waſſer— 
laufs (F. 1), fo ift er dem Sicherheitsfonds ($. 38) zuzuführen. 

Streitigkeiten werden im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden; zuſtändig 
iſt der Bezirksausſchuß. 

F. 42. 

Beſtehende, über das Maß des F. 17 hinausgehende Verflichtungen der 
Anlieger und ſonſtigen Grundbeſitzer zur Freihaltung der Ufer und des Ueber— 
ſchwemmungsgebiets bleiben unberührt. 

Verfügungen, Beſcheide oder Beſchlüſſe, durch welche die Abholzung von 
Bäumen angeordnet wird, dürfen vor endgültiger Beſchlußfaſſung oder rechts— 
kräftiger Entſcheidung auf das eingelegte Rechtsmittel, desgleichen vor Ablauf der 
zu ſeiner Einlegung beſtimmten Friſt nicht zur Ausführung gebracht werden, ſofern 
dies nach dem Ermeſſen der Waſſerpolizeibehörde ohne Nachtheil für das Gemein— 
weſen zuläſſig iſt. 

I : 

Die Anlage von Sammelbecken für Zwecke des Hochwaſſerſchutzes (Hoch: 
waſſerbecken) erfolgt nach 88. 2 ff. dieſes Geſetzes. 

Wenn ein für Zwecke des Hochwaſſerſchutzes beſtimmtes Sammelbecken 
zugleich für Waſſertriebwerke oder für Anlagen zur Entnahme von Waſſer nutzbar 
gemacht wird (Hoch- und Nutzwaſſerbecken), fo find die betheiligten Unternehmer 
verpflichtet, einen ihrem Vortheil entſprechenden Antheil an den Herſtellungs— 
und Unterhaltungskoſten zu tragen. Der Antheil iſt in ſinnentſprechender An— 
wendung der Vorſchriften des Geſetzes wegen Abänderung des Geſetzes, betreffend 
die Bildung von Waſſergenoſſenſchaften, vom 1. April 1879 Geſetz-Samml. S. 297) 
für das Gebiet der Wupper und ihrer Nebenflüſſe vom 19. Mai 1891 Geſetz— 
Samml. S. 97), und zwar für beide Arten von Koſten geſondert und nach 
gleichem Verhältniſſe feſtzuſetzen, wobei eine Verzinſung des Baukapitals mit 4 
vom Hundert zu Grunde gelegt wird. Der Antheil an den Unterhaltungskoſten 
ſteht dem Provinzialverbande ganz, der Antheil an den Herſtellungskoſten, ſoweit 
dieſe nach §. 28 gedeckt worden ſind, dem Staate zu vier Fünfteln, dem Pro— 
vinzialverbande zu einem Fünftel zu. : 

Außerdem kann der Provinzialverband mit Genehmigung des Oberpräſidenten 
eine Gebühr nach Maßgabe der Waſſerentnahme erheben, deren Ertrag nach dem 
gleichen Verhältniſſe wie die Beiträge der betheiligten Unternehmer zu den Her— 
ſtellungs- und Unterhaltungskoſten dem Staate und der Provinz zuſteht. 

Nach Tilgung der geſammten Herſtellungskoſten eines Beckens fließen etwaige 
über die Unterhaltungskoſten eingehende Beträge dem Sicherheitsfonds zu. 


F. 44. 

Die Beſtimmungen der Artikel 1 bis 7 des im F. 43 angezogenen Geſetzes 

finden auf das Gebiet der im F. 1 bezeichneten Waſſerläufe hinſichtlich der 
Sammelbecken für gewerbliche Anlagen (Nutzwaſſerbecken) Anwendung. 


$. 45. 

Wenn ein Sammelbecken ſowohl für gewerbliche Anlagen wie für Zwecke 
des Hochwaſſerſchutzes hergeſtellt werden foll (Nutz- und Hochwaſſerbecken), kann 
der Provinzialverband als betheiligt im Sinne des vorbezeichneten Artikels 1 be- 
handelt werden. Das Maß feiner Betheiligung richtet fich nach dem im Bor. 
anſchlag ermittelten Vortheile für den Ausbau und die Unterhaltung des 
Waſſerlaufs. 

$. 46. 

Die Auseinanderſetzungsbehörde iſt, vorbehaltlich der Beſtimmungen des 
$. 9, an die feſtgeſtellten Pläne gebunden. 

Die allgemeine Aufſicht über den Ausbau und die Unterhaltung nach Maf- 
gabe dieſes Geſetzes (§. 23) führt auch während der Dauer eines Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahrens der Oberpräſident. Er iſt befugt, die Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde mit Anweiſung zu verſehen. 

Im Uebrigen bleibt die Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörde 
unberührt. 

$. 47. 

Ueber Eiſenbahnbauten im Quell- und Hochwaſſerabflußgebiete find die 
Waſſerpolizeibehörde, die Intereſſentenvertretung ($. 40) und der Oberpräſident 
vor der Planfeſtſtellung zu hören. 

48. 

Der Provinzialverband iſt berechtigt, in den durch dieſes Geſetz berührten 
Angelegenheiten die Mitwirkung der Staats- und Gemeindebehörden in Anſpruch 
zu nehmen und insbeſondere zum Zwecke der Kataſteraufſtellung ($. 31) von den 
Grundbüchern und den Grund- und Gebäudeſteuerkataſtern Einſicht zu nehmen 
ſowie über die Einſchätzungen zur Ergänzungs- und zur Gewerbeſteuer Auskunft 
zu erfordern. 

$. 49. 

Sämmtliche dem Zwecke des Ausbaues ($$. 2 bis 13) dienenden Verhand⸗ 
lungen und Geſchäfte, einſchließlich der gerichtlichen Geſchäfte der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, ſind gebühren- und ſtempelfrei. 


$. 50. 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes, mit Ausſchluß der nur auf den erft- 
maligen Ausbau bezüglichen, können durch Königliche Verordnung auf Antrag 
oder mit Zuſtimmung des Provinziallandtags auf andere Waſſerläufe in der 
Provinz Schleſien ausgedehnt werden. 
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Bei dem Ausbaue der im F. 1 aufgeführten Wafferläufe ift jede Schädigung 
der Anlieger an den unteren Strecken dieſer Waſſerläufe oder der Oder zu ver- 
meiden, insbeſondere ſind alle Arbeiten, welche geeignet ſind, eine Schädigung 
der Unterlieger durch Vermehrung oder Beſchleunigung der Hochwaſſerabführung 
zu bewirken, ſo lange hinauszuſchieben, bis eine ausreichende Vorfluth in der 
Oder ſelbſt geſichert iſt. i 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wilhelmshaven, den 3. Juli 1900. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. v. Thielen. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Brefeld. Gr. v. Poſadowsky. Gr. v. Bülow. v. Tirpitz. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


(Nr. 10198.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. Juni 1900, betreffend den Dienſtrang der Ober— 
wachtmeiſter der Landgendarmerie. 


Al den Bericht vom 23. Mai d. J. beſtimme Ich, daß die Oberwachtmeiſter 
der Landgendarmerie hinſichtlich ihres Dienſtranges zwiſchen die Subalternbeamten 
II. Klaſſe der Lokalbehörden und die Unterbeamten eingeſtellt werden. 


Neues Palais, den 6. Juni 1900. 


Wilhelm. 


v. Goßler. Frhr. v. Rheinbaben. 


An den Kriegsminiſter und den Miniſter des Innern. 
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(Nr. 10199.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für — 


einen Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Adenau. Vom 30. Juni 1900. 


Au Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechtes vom 12. April 1888 (GGeſetz-Samml. S. 52) und des Artikels 5 der Ver- 
ordnung, betreffend das Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 Geſetz— 
Samml. S. 519) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An— 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch im F. 48 jenes Geſetzes vor 
geſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für die zum Bezirke des Amtsgerichts Adenau gehörige Gemeinde Hünerbach 
am 1. Auguſt 1900 beginnen ſoll. 

Berlin, den 30. Juni 1900. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


(Jr. 10200.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
Theil des Bezirkes des Amtsgerichts Biedenkopf. Vom 4. Juli 1900. 


Ai Grund des H. 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich 
Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 (Geſetz— 
Samml. S. 481) und des Artikels 5 der Verordnung, betreffend das Grund— 
buchweſen, vom 13. November 1899 (Geſetz-Samml. S. 519) beſtimmt der 
Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in 
das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 

für den zum Bezirke des Amtsgerichts Biedenkopf gehörigen Gemeinde— 

bezirk Dautphe | 

am J. Auguſt 1900 beginnen foll, 

Berlin, den 4. Juli 1900. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


